Erfolgsgarantie-Vertrag unter Einbeziehung von Wärmeschutzmaßnahmen.

Erfolgsgarantie-Vertrag unter Einbeziehung von Wärmeschutzmaßnahmen.
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Hinweis: Inhaltverzeichnis und Querverweise auf andere Paragrafen im Text sind automatisiert und bei Anpassung des Mustervertrages zu aktualisieren. ]
Zwischen

	

	vertreten durch das:

	

	

	dieses vertreten durch:

	

	

	

	nachstehend AG (Auftraggeber) genannt

	

	und der Firma:

	

	

	

	vertreten durch:

	

	

	

	nachstehend AN (Auftragnehmer) genannt 


Inhaltsverzeichnis

§ 1
Präambel und Vertragsstruktur
§ 2
Vertragsobjekt und Vertragsgegenstand
§ 3
Projektverantwortliche und Zustellungen
§ 4
Nachunternehmer
§ 5
Feinanalyse
§ 6
Leistungen und Erfolgsgarantie – Leistungsphase
§ 7
Vergütung des AN
§ 8
Berechnung des Einsparbetrags
§ 9
Veräußerung der Gebäude, Rechtsnachfolge
§ 10
Forfaitierung
§ 11
Haftungsfragen
§ 12
Versicherungen des AN
§ 13
Abnahme, Gefahr- und Eigentumsübergang
§ 14
Vertragsbeginn, Beginn der Garantiephase, Vertragsende
§ 15
Kündigung und Vertragsbeendigung
§ 16
Sicherheitsleistungen
§ 17
Geheimhaltung
§ 18
Mediation, Gerichtsstand, Rechtsstatut
§ 19
Schlussbestimmungen
§ 20
Anlagen zum Vertrag


§ 1 Präambel und Vertragsstruktur

In ihrem Energiekonzept vom 28. September 2010 hat die Bundesregierung festgestellt, dass die Erhöhung der Energieeffizienz eine Schlüsselfrage für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung in Deutschland ist.

Die Bundesregierung hat sich insbesondere die Ziele gesetzt, bis 2020 den Primärenergieverbrauch gegenüber 2008 um 20 Prozent und bis 2050 um 50 Prozent und den Stromverbrauch bis 2020 gegenüber 2008 in einer Größenordnung von 10 Prozent und bis 2050 von 25 Prozent zu vermindern. Die Bundesregierung hat beschlossen, bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu haben. Bis 2020 will sie eine Reduzierung des Wärmebedarfs um 20 Prozent erreichen. Für 2050 strebt die Bundesregierung eine Minderung des Primärenergiebedarfs im Gebäudebestand in der Größenordnung von 80 Prozent an.

Ziel dieses Vertrags ist es, den Energieverbrauch und die Energiekosten im Vertragsobjekt nach Maßgabe dieses Vertrags zu reduzieren und damit zur Erreichung der Ziele der Bundesregierung beizutragen.

Der AN hat mithilfe vom AG ausgefüllter und ihm zur Verfügung gestellter Erhebungsbögen im Wege einer Grobanalyse zunächst untersucht, ob Einsparpotenzial hinsichtlich Energieverbrauch und Energiekosten (nachfolgend Einsparpotenzial) im Vertragsobjekt (gemäß § 2 - 1) durch technische und sonstige Maßnahmen zur Verbesserung des Energiemanagements sowie der bau- und anlagentechnischen Ausstattung der Liegenschaft(en) erschlossen werden kann, und das bejaht. Der AN hat im Rahmen der Grobanalyse ferner die dazu erforderlichen Investitionen und die zur Umsetzung der Maßnahmen erforderlichen Projektierungskosten ermittelt.

[nachfolgenden Absatz streichen beim einstufigen Verfahren]

Der AN wird im Rahmen dieses Vertrags zunächst durch eine Feinanalyse ermitteln, ob die Ergebnisse der Grobanalyse, deren Daten vorläufig in diesen Vertrag übernommen werden, bestätigt werden können. Ist dies der Fall und liegen die weiteren Voraussetzungen vor, wird der AN auf Grundlage dieser Feinanalyse, die diesem Vertrag beigefügt wird, die Durchführung bzw. Veranlassung der entsprechenden Energiesparmaßnahmen übernehmen. 

Die Reduzierung der Energiekosten des AG erfolgt dabei durch ein selbstständiges Garantieversprechen, mit dem sich der AN verpflichtet, mittels Energiesparmaßnahmen die das Vertragsobjekt betreffenden Energiekosten des AG während der Vertragslaufzeit im garantierten Umfang zu senken und insoweit das volle Risiko für den wirtschaftlichen Erfolg der Energiesparmaßnahmen zu übernehmen.

Die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos durch den AN bedeutet Einstehen des AN dafür, dass sich seine sämtlichen Investitionen in Energiesparmaßnahmen und sonstigen Leistungen über die ihm zustehende Vergütung ganz amortisieren und er bei Verfehlung des garantierten Einsparbetrags dem AG so Ausgleich in Geld leistet, als wäre der garantierte Einsparerfolg tatsächlich eingetreten.

§ 2 Vertragsobjekt und Vertragsgegenstand

Vertragsobjekt

Vertragsobjekt ist/sind die in Anlage 01 (Vertragsobjekt) aufgezählte(n) Liegenschaft(en).

Vertragsgegenstand

[Zutreffendes ankreuzen]

	
	Einstufiges Verfahren (ohne Feinanalyse)


Der Vertragsgegenstand ist die Durchführung von Energiesparmaßnahmen im oder am Vertragsobjekt zum Zwecke der Energieverbrauchs- und Energiekostensenkung und die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos für die Erreichung dieses Ziels. Er umfasst somit einerseits die Umbauphase mit den „vorbereitenden Leistungen“ (§ 6 - 1) und andererseits die Einspargarantie des AN als „Hauptleistung“ in der Garantiephase (§ 6 - 6).

Alle Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Die Leistungsanforderungen an den AN werden durch die Sachkunde des AG nicht gemindert.

	
	Zweistufiges Verfahren (mit Feinanalyse)


Der Vertragsgegenstand ist in der Analysephase die Projektierung (§ 5) und in der Leistungsphase die Durchführung von Energiesparmaßnahmen im oder am Vertragsobjekt zum Zwecke der Energieverbrauchs- und Energiekostensenkung und die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos für die Erreichung dieses Ziels. Die Leistungsphase umfasst somit einerseits die Umbauphase mit den „vorbereitenden Leistungen“ (§ 6 - 1) und andererseits die Einspargarantie des AN als „Hauptleistung“ in der Garantiephase (§ 6 - 6).

Alle Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Die Leistungsanforderungen an den AN werden durch die Sachkunde des AG nicht gemindert.

§ 3 Projektverantwortliche und Zustellungen

Die Projektverantwortlichen des AG und des AN für sämtliche diesen Vertrag betreffenden Angelegenheiten sind in Anlage 02 (Projektverantwortliche) benannt. Benennt eine Vertragspartei eine andere Person zum Projekt​verantwortlichen, ist die Anlage 02 (Projektverantwortliche) entsprechend zu ergänzen.

Die Projektverantwortlichen sind bevollmächtigt, den AG bzw. AN unter Einhaltung der gesetzlichen Vertretungsvorschriften in allen Angelegenheiten dieses Vertrags rechtsgeschäftlich unter Wahrung der Schriftform zu vertreten. Die Vollmacht umfasst auch das Recht zur Änderung oder Ergänzung dieses Vertrags. Die Vollmacht bleibt für den Fall, dass  nur ein Projektverantwortlicher bestellt ist, wirksam, bis ein neuer Projektverantwortlicher bestellt und die Anlage 02 (Projektverantwortliche) entsprechend geändert ist.

Es wird vereinbart, dass rechtswirksame Zustellungen nur über die in Anlage 02 (Projektverantwortliche) benannten Anschriften möglich sind. Zustellungen über andere Anschriften der Partner sind nicht rechtswirksam.

§ 4 Nachunternehmer

Der AN ist generell berechtigt, nach seinem freien Ermessen geeignete Dritte als seine Nachunternehmer mit der Durchführung einzelner Leistungen zu beauftragen. Er hat den AG vorher schriftlich zu informieren. Der AG kann vom AN benannte Nachunternehmer aus wichtigem Grund ablehnen.

Der AN ist verantwortlich für die Koordination und Steuerung seiner Nachunternehmer.

§ 5 Feinanalyse 

[entfällt beim einstufigen Verfahren]

Der AN erstellt zunächst eine verbindliche Feinanalyse für das Vertragsobjekt. Die Feinanalyse besteht aus einer detaillierten Untersuchung der energetischen Eigenschaften des Vertragsobjekts und einer Beschreibung, die mindestens folgende Punkte enthält:

· Endgültige Einspargarantie

· Zuordnung der vorbereitenden Leistungen (Maßnahmen) gemäß 3. Ebene DIN 276

· Beschreibung der vorbereitenden Leistungen (Maßnahmen)
· Terminplan, Arbeitszeiten

· Art und Umfang der Dokumentation, die der AG nach Umsetzung der vorbereitenden Leistungen erhält (Inhalt, Form, Schnittstellen, Mengen)

· Beschreibung der Schulungsmaßnahmen für das Betriebspersonal des AG (Art, Inhalt, Umfang)

· Beschreibung der Schnittstellen zwischen AG und AN (Koordination Baumaßnahmen, Bauleitung, Vorbereitung von Anträgen und Genehmigungen, ggf. erforderliche Sachverständigen-Prüfungen)

· Beschreibung der Instandhaltung (Schnittstellen, Ablauf Störungsbeseitigung, Reaktionszeiten)

· Aktualisierung der Vertragsdaten: Anlage 03 Vertragsdatenblatt
· Aktualisierung der Vertragsdaten: Anlage 04 Investitionsstruktur 
[Zutreffendes ankreuzen, weitere Zeilen bei Bedarf ergänzen]

	
	Beschreibung Nutzereinbindung

	
	Investitionshöhe für Wärmeschutzmaßnahmen gegliedert gemäß 3. Ebene der DIN 276

	
	Beschreibung des Nachweises der Energieeinsparungen je Maßnahme
[bei Einsparnachweis über Einzelmaßnahmen, in diesem Fall ist §8 anzupassen]

	
	[…]


Grundlage und Zweck der Feinanalyse

Grundlage der Feinanalyse sind die vom AG zu Beginn der Grobanalyse bekannt gegebenen Daten der Erhebungsbögen (Anlage 06), die in Anlage 07 genannte Baseline der Energiekosten und die dort festgelegten Referenzpreise sowie die in Anlage 08 dargestellten Berechnungsvorschriften für die Ermittlung der Baseline der Energiekosten bezogen auf das vor Inkrafttreten dieses Vertrags liegende Kalenderjahr (Referenzjahr).

Grundlage der Feinanalyse sind ferner die Grobanalyse (Anlage 13) sowie das Pflichtenheft (Anlage 09). Zweck der Feinanalyse ist es, festzustellen, ob die mit der als Anlage 13 beigefügten Grobanalyse ermittelte Einspar​garantie im Ergebnis auch bei Detailbetrachtung realisiert werden kann. Insoweit besteht Einvernehmen, dass im Rahmen der Feinanalyse auch zusätzliche oder andere Energiesparmaßnahmen berücksichtigt werden können, als in der Grobanalyse zunächst zugrunde gelegt wurden.

Ausführung der Feinanalyse – Einspargarantie

Der AN ermittelt gemäß den nachfolgenden Bestimmungen das mögliche Einsparpotenzial und gibt hierzu auf Grundlage der ermittelten Werte eine endgültige und verbindliche Einspargarantie hinsichtlich Energieverbrauch und Energiekosten (nachfolgend: endgültige Einspargarantie) ab.

Der AN hat dabei die Pflicht, die Erhebungsbögen und die Baseline der Energiekosten zu prüfen und in Abstimmung mit dem AG gegebenenfalls zu ergänzen bzw. zu ändern. Die endgültige Einspargarantie wird unter der Voraussetzung abgegeben, dass die Daten der Erhebungsbögen in ihrer ergänzten bzw. geänderten Fassung konstant bleiben und die in der Feinanalyse aufgeführten Energiesparmaßnahmen durchgeführt werden. Etwa geänderte Erhebungsbögen werden als Anlage 06a zu diesem Vertrag genommen. Haben die Änderungen Auswirkungen auf die in Anlage 07 angegebene Baseline der Energiekosten, wird diese nach Maßgabe der Berechnungsvorschriften der Anlage 08 berichtigt.

Die Feinanalyse führt der AN innerhalb des im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannten Zeitraums, gerechnet ab Inkrafttreten dieses Vertrags (§ 14 - 1), aus.

Mit Übersendung der Feinanalyse an den AG gibt der AN eine ausdrückliche Erklärung ab, ob die Feinanalyse die Grobanalyse bestätigt oder von ihr abweicht. Die Feinanalyse bestätigt die Grobanalyse, wenn der aufgrund der Grobanalyse gemäß Leitfaden Energiespar-Contracting der Deutschen Energie-Agentur (dena) ermittelte Nutzwert und die aufgrund der Grobanalyse ermittelte Beteiligung des AG an den garantierten Energie​kosteneinsparungen durch die Feinanalyse nicht unterschritten werden.
Der AG erklärt dem AN gegenüber spätestens innerhalb des im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannten Zeitraums nach Zugang der Feinanalyse, ob er die Grobanalyse durch die Feinanalyse als bestätigt ansieht (gegebenenfalls unter Zustimmung zu geänderten Maßnahmen) oder nicht. Liegt innerhalb dieses Zeitraums nach Vorlage der Feinanalyse keine Erklärung des AG vor, so gilt die Feinanalyse als bestätigt.

Im Falle einer übereinstimmend von AG und AN erklärten Bestätigung gelten § 5 - 3 und § 5 - 4. Wird die Grobanalyse hingegen nicht durch die Feinanalyse bestätigt, gilt § 5 - 5.
Kommt es zu keiner Einigung über die Frage, ob die Feinanalyse die Grobanalyse bestätigt, so wird gemäß § 18 verfahren. Die Bestätigung in diesem Verfahren gilt als übereinstimmend erklärte Bestätigung.

Durchführung der Leistungsphase

Erklären AG und AN übereinstimmend die Grobanalyse als durch die Feinanalyse bestätigt, so sind beide Parteien vorbehaltlich § 5 - 4 zur Durchführung der Leistungsphase verpflichtet. Die Parameter und Ergebnisse der Bewertung der Grobanalyse werden als Anlage 13b zu diesem Vertrag genommen. Die als Anlage 13 beigefügte Grobanalyse wird durch die Feinanalyse als neue Anlage 13a ersetzt. Die Anlage 03 (Vertragsdatenblatt) wird mit den Parametern und Ergebnissen der Feinanalyse fortgeschrieben. 

Davon unberührt bleibt das während der Leistungsphase bestehende Ermessen des AN, im Rahmen der Erfüllung des Erfolgsgarantie-Vertrags auch andere oder zusätzliche Energiesparmaßnahmen vorzuschlagen und unter Beachtung des § 6 - 4 umzusetzen.

Die Kosten der Feinanalyse sind bei Eintritt in die Leistungsphase mit der nach diesem Vertrag zu zahlenden Vergütung abgedeckt.

Kündigungsrecht des AG – Kosten der Feinanalyse

Auch wenn das Ergebnis der Grobanalyse durch die Feinanalyse bestätigt wird, kann der AG entgegen § 5 - 3 den Vertrag kündigen und damit den Eintritt in die Leistungsphase des Erfolgsgarantie-Vertrags ablehnen, wenn sich die Grundlagen des Vertrags nach dem Zeitpunkt der Aufforderung zur Durchführung der Grobanalyse erheblich geändert haben und dem AG ein Festhalten am Vertrag nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden kann. In diesem Fall steht dem AN jedoch für die Erstellung der Feinanalyse eine pauschale Vergütung in der im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannten Höhe zu.

Das Kündigungsrecht wird durch eine schriftliche Erklärung des AG ausgeübt, die dem AN spätestens vier Monate nach Zugang der Feinanalyse beim AG zugehen muss. Eine spätere Ausübung des Kündigungsrechts ist ausgeschlossen.

Keine Durchführung der Leistungsphase bei Nichtbestätigung der Grobanalyse

Wird die Grobanalyse durch die Feinanalyse nicht bestätigt und erzielen die Vertragsparteien keine Einigung über zusätzliche oder andere Maßnahmen, mit denen ein für den AG gleichwertiges Ergebnis wie nach der Grobanalyse erreicht werden kann, kann der Erfolgsgarantie-Vertrag von beiden Seiten gekündigt werden. Die Kündigung wird durch eine schriftliche Erklärung ausgeübt, die der anderen Vertragspartei spätestens vier Monate nach Zugang der Feinanalyse beim AG zugehen muss. Eine spätere Ausübung des Kündigungsrechts ist ausgeschlossen.

Dem AG entstehen hinsichtlich der Feinanalyse grundsätzlich keine Kosten. Abweichend von Satz 4 erhält der AN die in § 5 - 4 Satz 2 vorgesehene Vergütung, wenn die Verfehlung der Einspargarantie darauf beruht, dass

aufgrund geänderter Vorgaben oder Anforderungen des AG die in der Grobanalyse vorgesehenen Energiesparmaßnahmen des AN nicht realisiert werden können bzw. sich deren Wirtschaftlichkeit verschlechtert oder zusätzliche Maßnahmen realisiert werden müssen, die eine schlechtere Wirtschaftlichkeit aufweisen, oder

dem AN maßgebliche Informationen, die für die Wirtschaftlichkeit der Energiesparmaßnahmen erheblich sind, vom AG erst während der Erstellung der Feinanalyse bekannt gegeben werden.

Wird der Vertrag nicht gekündigt, so wird er zu den in der Feinanalyse benannten Bedingungen fortgesetzt. Die Anlagen zum Vertrag werden entsprechend ergänzt bzw. geändert.

Mitwirkung des AG bei der Feinanalyse

Der AG unterstützt den AN nach besten Kräften bei der Erstellung der Feinanalyse. Er wird insbesondere sicherstellen, dass der AN innerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeiten des AG jederzeit Zutritt zum Vertragsobjekt hat, dem AN bei der Ergänzung und Änderung der Erhebungsbögen (Anlage 06) behilflich sein sowie nach Abstimmung die für den Erfolgsgarantie-Vertrag dann maßgebliche Endfassung der Erhebungsbögen durch Abzeichnung bestätigen (Anlage 06a), dem AN im Rahmen bankenüblicher Auskunftsanforderungen alle erforderlichen Informationen zur Erarbeitung des eingeschlossenen finanziellen Konzepts zur Verfügung stellen, alle gegenüber Behörden erforderlichen Mitwirkungshandlungen unverzüglich vornehmen, die durch den AN angezeigt wurden, und dem AN gegenüber alle Hinderungsgründe und Erschwernisse für Bau- und Energiesparmaßnahmen, wie zum Beispiel Auflagen des Denkmalschutzes, anzeigen.

§ 6 Leistungen und Erfolgsgarantie – Leistungsphase

In der Leistungsphase ist der AN verpflichtet, die Energiesparmaßnahmen zum Zwecke der Realisierung der Einspargarantie hinsichtlich des Vertragsobjekts durchzuführen. Die Leistungsphase beginnt nach Ablauf der in § 5 - 2 Absatz 5, § 5 - 4 und § 5 - 5 genannten Frist, sofern keine Partei die Kündigung erklärt hat. Innerhalb der Leistungsphase erbringt der AN zunächst vorbereitende Leistungen nach § 6 - 1 bis § 6 - 3 (Umbauphase). Nach Abschluss der Umbauphase tritt die Einspargarantie gemäß § 6 - 6 als Hauptleistungspflicht in Kraft (Garantiephase, Beginn gemäß § 14 - 2).

Der AN garantiert nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen, dass der AG ab Beginn der Garantiephase bis zum Vertragsende im Vertragsobjekt Energiekosten einspart. Die Prüfung der Einhaltung des Garantieversprechens erfolgt ausschließlich auf Basis der Annahme, dass die in den Anlagen 06/06a (Erhebungsbögen) spezifizierten Basisdaten stets konstant bleiben. Abweichungen von den Basisdaten führen zur Änderung der für die Prüfung der Garantieeinhaltung maßgeblichen Berechnungsgrößen.

Energiekosten im Sinne dieses Vertrags sind die Kosten aller in die Berechnung der Baseline der Energiekosten eingestellten Kostenträger (siehe Anlage 07). Die gesetzliche Umsatzsteuer bleibt generell außer Ansatz.

Die Gesamtleistung des AN in der Leistungsphase unterteilt sich demgemäß in vorbereitende Leistungen und in die Hauptleistung.

Umbauphase

Der AN erbringt für das Vertragsobjekt zur Vorbereitung der Garantiephase (§ 6 - 6) und zur Erfüllung der in der Vergabe festgelegten Pflichtmaßnahmen (Anlage 09) die in den Planungsunterlagen (Anlage 10) näher spezifizierten Leistungen zu den dort genannten Konditionen. Soweit es sich dabei um Bauleistungen handelt, gelten ergänzend die VOB/B 2012 und die VOB/C 2012, insbesondere gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 5 VOB/B 2012 die ATV DIN 18386.

[Nachfolgenden Absatz bei zweistufigem Verfahren streichen, da die Prüfung für diesen Fall in der Feinanalyse (§ 5 - 2) geregelt ist.] 
Der AN hat dabei die Pflicht, die Erhebungsbögen und die Baseline der Energiekosten spätestens bis zum Abschluss der Umbauphase zu prüfen und in Abstimmung mit dem AG gegebenenfalls zu ergänzen bzw. zu ändern. Etwa geänderte Erhebungsbögen werden als Anlage 06a zu diesem Vertrag genommen. Haben die Änderungen Auswirkungen auf die in Anlage 07 angegebene Baseline der Energiekosten, wird diese nach Maßgabe der Berechnungsvorschriften der Anlage 08 berichtigt.
Bei der Durchführung der Energiesparmaßnahmen ist auf die Besonderheiten des Gebäudebetriebs und der Gebäudenutzung Rücksicht zu nehmen und es sind die in Anlage 05 (Raumkonditionen) definierten Komfortbedingungen einzuhalten.

Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, obliegt es ausschließlich dem AN, für von ihm geplante Energiesparmaßnahmen die erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse herbeizuführen. Wegen Mitwirkungsverpflichtungen des AG wird auf § 8 - 7 verwiesen.

Höhe und Struktur der Gesamtinvestition

Der AN verpflichtet sich, mindestens das im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) angegebene Investitionsvolumen aufzubringen und die angegebene Investitionsstruktur (Anlage 04) einzuhalten. Diese Voraussetzungen müssen zu Beginn der Garantiephase (§ 14 - 2 = Stichtag) gegeben sein. Der AN hat dies gemäß § 6 - 2.3 darzulegen und zu beweisen.

Der AN verpflichtet sich, innerhalb dieses Investitionsvolumens mindestens die in Anlage 09 (Pflichtenheft) aufgeführten Maßnahmen durchzuführen.

§ 6 - 1.1 Begriffsbestimmungen

Im Sinne des § 6 - 2 in Verbindung mit Anlage 04 (Investitionsstruktur) sind

a) Wärmeschutzmaßnahmen

sämtliche Energiesparmaßnahmen, die sich auf die Gebäudehüllen (z. B. Fassade, Fenster und Dach) beziehen und den Wärmebedarf der Gebäude nachhaltig reduzieren. Die Maßnahmen sind in Anlage 09 (Pflichtenheft) dargestellt und werden vom AN in den Planungsunterlagen (Anlage 10) konkretisiert sowie mit Kosten beziffert.

b) Technische Geräte/Anlagen/Sachen

alle körperlichen Gegenstände, die der AN als Energiesparmaßnahme in das Vertragsobjekt einbringt, gleich, ob es sich dabei um wesentliche Bestandteile im Sinne der §§ 93, 94 BGB oder um Zubehör im Sinne des § 97 BGB handelt, auch EDV-Programme, ausgenommen aber Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB (siehe Planung/Engineering).

c) Planung/Engineering

alle Leistungen des AN, die als Ingenieur- oder Architektenleistung anzusehen sind, einschließlich Leistungen der Inbetriebnahme oder gebotener Mangeluntersuchungen. Aufzuführen sind hier ferner Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB, soweit diese nach Vertragsende wieder entfernt werden sollen, sowie Baubehelfe jeder Art.

§ 6 - 1.2 Unterschreitung der Investition für Wärmeschutzmaßnahmen und technische Geräte/Anlagen/Sachen

Hat der AN die versprochene Investitionshöhe in der Sparte Technische Geräte/Anlagen/Sachen zum Beginn der Garantiephase (§ 14 - 2) nicht erreicht und erreicht er diese auch nicht binnen einer vom AG schriftlich gesetzten angemessenen Nachfrist, kann der AG für den Zeitraum nach Zugang einer gesonderten Vollzugserklärung beim AN (§ 6 - 2.4) bis zum Vertragsende (§ 14 - 3) Minderung in Form einer Herabsetzung der dem AN gemäß § 7 - 1 zustehenden Beteiligung am Einsparbetrag um drei Viertel des Vomhundertsatzes verlangen, um den der AN die vereinbarte Investitionshöhe in der Sparte Technische Geräte/Anlagen/Sachen unterschritten hat.

Gleiches gilt für die Unterschreitung der versprochenen Investitionshöhe in der Sparte Wärmeschutzmaßnahmen, soweit diese Maßnahmen statt durch einen Finanzierungsbeitrag ebenfalls durch die dem AN zustehende Beteiligung am Einsparbetrag amortisiert werden sollen.

Eine Unterschreitung der versprochenen Investitionshöhe in der Sparte Wärmeschutzmaßnahmen, die durch den Finanzierungsbeitrag (§ 7 - 2) abgegolten werden sollten, führen zu einer Kürzung des Finanzierungsbeitrags in der Höhe, um den der AN die vereinbarte Investitionshöhe in der Sparte Wärmeschutzmaßnahmen unterschritten hat.

Weitergehende Ansprüche des AG bestehen insoweit nicht.

Werden aufgrund besonderer Anforderungen in Bezug auf das Vertragsobjekt, wie zum Beispiel durch den Denkmalschutz oder durch Besonderheiten des Baugrundes, während der Leistungsphase weitere Leistungen erforderlich, deren Notwendigkeit in Grob- oder Feinanalyse nicht ersichtlich war, werden sich AG und AN bis zum Beginn der Garantiephase über eine Erstattung der zusätzlichen Kosten des AN durch den AG oder eine Anpassung der Vertragsdaten (Anlage 03 und 04) einigen.

§ 6 - 1.3 Prüfungsmaßstab für Investitionshöhe und -struktur

Ausschließlicher Maßstab für die Prüfung der Frage, ob der AN die vertraglich versprochene Gesamtinvestition eingebracht und die geschuldete Investitionsstruktur eingehalten hat, sind die im Rahmen der Abnahme gemäß § 13 - 1 festgestellten tatsächlichen Leistungen auf Grundlage der Preise, die der AG mit Abzeichnung der betreffenden Planungsunterlagen (Anlage 10) nebst ihrer Anhänge (Anhänge zu Anlage 10) vorbehaltlich preisrechtlicher Zulässigkeit als angemessen zugestanden hat.

§ 6 - 1.4 Geltendmachung der Minderungsansprüche und Gegenrecht des AN

Die im Falle des § 6 - 2.2 bestehende Minderung tritt mit Ablauf der angemessenen Nachfrist nicht automatisch ein, sondern erst mit Zugang einer gesonderten schriftlichen Erklärung des AG, dass der Minderungsanspruch geltend gemacht wird. Die Erklärung ist nur wirksam, wenn sie nach Ablauf der Nachfrist zugegangen ist, andernfalls muss sie wiederholt werden.

Im Übrigen bleibt es dem AN nachgelassen, darzulegen und zu beweisen, dass der wirtschaftliche Nachteil des AG bzw. die den AG belastende Wertminderung geringer ist als der sich aus der Minderungsberechnung gemäß § 6 - 2.2 ergebende Wert. Wird dieser Nachweis vom AN geführt, steht dem AG das Minderungsrecht lediglich in der vom AN nachgewiesenen Höhe zu.

Leistungsanforderungsrecht des AG

Unbeschadet des dem AN eingeräumten Ermessens (§ 6 - 4) ist der AG sowohl vor als auch nach Beginn der Garantiephase bis zum Vertragsende jederzeit berechtigt, durch einseitige schriftliche Erklärung die Ausführung solcher Energiesparmaßnahmen zu verlangen, die der AN im Rahmen seiner Grob- oder Feinanalyse ausgewiesen hat. Dies gilt nicht, wenn der AN aus sachlichen Erwägungen statt der in der Grob- oder Feinanalyse ausgewiesenen Energiesparmaßnahmen in Zielsetzung, Nachhaltigkeit und Qualität gleichwertige Energiesparmaßnahmen durchführt. Lehnt der AN die Erfüllung einer berechtigt verlangten Leistung ab oder wird sie aus anderen vom AN zu vertretenden Gründen nicht erbracht, stehen dem AG insoweit sämtliche gesetzlichen Ansprüche ungekürzt zu.

Ermessensspielraum des AN

Dem AN steht das Recht zu, während der Leistungsphase im Rahmen der Erfüllung des Erfolgsgarantie-Vertrags auch andere oder zusätzliche Energiesparmaßnahmen vorzuschlagen und nach schriftlicher Zustimmung des AG durchzuführen und insoweit von der Grob- und/oder Feinanalyse abzuweichen, als er aus sachlichen Erwägungen Energiesparmaßnahmen durchführen will, die in Zielsetzung, Nachhaltigkeit und Qualität gleichwertig sind. Der AG darf solche ihm angebotenen Energiesparmaßnahmen nicht zurückweisen, wenn nicht Ablehnungsgründe des AG so gewichtig sind und das Interesse des AN an der Durchführung/Veranlassung der Maßnahme nach den Grundsätzen von Treu und Glauben so nachhaltig überwiegen, dass ein Festhalten des AN an der Maßnahme unbillig wäre.

Zusätzliche Energiesparmaßnahmen

Der AN ist berechtigt, nach Beginn der Garantiephase weitere Energiesparmaßnahmen durchzuführen. Er hat dem AG solche Energiesparmaßnahmen vorzuschlagen, und zwar unter Vorlage einer die vorgesehenen Maßnahmen schildernden Planung und der ausgefüllten Planungsunterlagen (Anlage 10). Der AG darf solche ihm angebotenen Energiesparmaßnahmen nicht zurückweisen, wenn nicht Ablehnungsgründe des AG so gewichtig sind und das Interesse des AN an der Durchführung / Veranlassung der Maßnahme nach den Grundsätzen von Treu und Glauben so nachhaltig überwiegen, dass ein Festhalten des AN an der Maßnahme unbillig wäre.
Hauptleistung des AN (Einspargarantie)

§ 6 - 1.5 Bezugsgrößen

Auf Grundlage der erhobenen Daten (Anlagen 06/06a Erhebungsbögen) vereinbaren die Partner das im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) benannte Kalenderjahr als Referenzjahr und legen als Bezugsgröße für die Einspargarantie des AN einen in Geld ausgedrückten Energiekostenwert gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) in netto ohne Umsatzsteuer fest (Baseline der Energiekosten, Anlage 07).

Das genaue Verfahren zur Berechnung der Baseline der Energiekosten (Jahresabgrenzung, Witterungsbereinigung der Heizenergieverbräuche etc.) ist in Anlage 08 zu diesem Vertrag beschrieben.

§ 6 - 1.6 Einspargarantie

Als Hauptleistung garantiert der AN nunmehr, dass seine vorbereitenden Leistungen und sonstigen Leistungen nach diesem Vertrag ab Beginn der Garantiephase (§ 14 - 2) bis Vertragsende (§ 14 - 3) die vorstehend festgelegten Energiekosten pro Abrechnungszeitraum (§ 6 - 8) um einen Einsparbetrag gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) senken.

Die gesetzliche Umsatzsteuer bleibt dabei außer Ansatz.

Der Einsparbetrag basiert auf der Reduzierung von Verbrauchs- und Leistungskosten und setzt sich gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) zusammen.

Umfang und Reichweite der Haftung aus dem vertraglichen Garantieversprechen sind in § 8 - 6 i. V. m. § 11 - 1 abschließend geregelt. Weitergehende Ansprüche des AG bestehen insoweit nicht.

Instandhaltung, Instandsetzung, Ersatzinvestitionen

§ 6 - 1.7 Instandhaltungspflicht des AN
Ab Abnahme der vorbereitenden Maßnahmen und sonstigen vom AN nach diesem Vertrag durchzuführenden Maßnahmen ist der AN zur Instandhaltung in Bezug auf diese Maßnahmen verpflichtet. Die Verpflichtung zur Vornahme von Schönheitsreparaturen besteht nicht. Die Instandhaltungspflicht endet mit Vertragsende. Instandhaltung im Sinne dieses Vertrags umfasst alle Maßnahmen zur Feststellung und Beurteilung des Ist-Zustands von technischen Mitteln eines Systems (Inspektion), alle Maßnahmen zur Bewahrung des Soll-Zustands von technischen Mitteln eines Systems (Wartung) und alle Maßnahmen zur Wiederherstellung des Soll-Zustands von technischen Mitteln eines Systems (Instandsetzung) im Sinne der DIN 31051  an allen vom AN erbrachten Energiesparmaßnahmen, also Bauleistungen bzw. in die Liegenschaft(en) eingebrachten bzw. angelieferten Anlagen/Geräten/Sachen und Systemen.

Instandhaltungsarbeiten, die zu einer Unterbrechung des Betriebs technischer Anlagen führen, sind dem AG schriftlich anzukündigen.

Bei Störmeldungen, die durch technische Anlagen des AN ausgelöst wurden, ist eine maximale Reaktionszeit gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) zulässig. Mit der Störungsbeseitigung ist unverzüglich zu beginnen.

Der AN ist während der Laufzeit dieses Vertrags verpflichtet, die von ihm eingebrachte Technik durch neue zu ersetzen, wenn eine Instandsetzung nicht möglich ist.
Davon abweichend gilt für die vom AN installierte Beleuchtungstechnik im Fall der Instandsetzung:

Leuchtmittel sind durch den AN in ausreichender Menge im Vertragsobjekt vorzuhalten. Der AG übernimmt den Austausch der Leuchtmittel und lagert die defekten Leuchtmittel an zentraler Stelle. Die Entsorgung erfolgt in regelmäßigen Abständen durch den AN.

Sollten die Anlagen zur Versorgung der Liegenschaft(en) aus vom AN zu vertretenden Gründen ausfallen oder schwerwiegend beeinträchtigt sein und sollte die Versorgung nicht innerhalb von 48 Stunden nach Meldung oder Bekanntwerden wieder aufgenommen werden können, ist der AN zur Bereitstellung einer Ersatzversorgung bis zur Einsatzfähigkeit der Anlage auf eigene Kosten verpflichtet. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, ist der AG zur Ersatzvornahme auf Kosten des AN nach einer Ankündigungsfrist von weiteren 24 Stunden berechtigt.

Die Instandhaltung bezieht sich ausdrücklich auf vom AN erbrachte Bauleistungen. Die Instandhaltung (Wartung, Inspektion, Instandsetzung) bauseitig vorhandener Anlagen (Altanlagen) oder durch den AG später eingebauter Anlagen und Anlagenkomponenten schuldet der AN nicht.

§ 6 - 1.8 Einschränkungen zur Instandhaltungs- und Ersatzpflicht

Die Verpflichtung des AN zur Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen und zur Bereitstellung einer Ersatzversorgung gemäß § 6 - 7.1 beschränkt sich auf die Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des bestimmungsgemäßen Gebäudebetriebs notwendig werden.

Die Kosten für vom AN durchgeführte Maßnahmen, die aufgrund höherer Gewalt, behördlicher Anordnungen, Einwirkung seitens des AG oder seiner Mitarbeiter, des Verhaltens Dritter oder sonstiger äußerer Umstände, auf die der AN keinen Einfluss hat, notwendig werden, trägt der AG. Dazu gehören zum Beispiel Brand, Blitzschlag, Explosion, Rauch, Sturm, Hagel, Fahrzeuganprall, Beschädigung durch Dritte, Anprall bemannter und unbemannter Flugkörper; die Aufzählung ist nicht abschließend.

Abrechnungszeitraum

Alle Abrechnungen und sonstigen Berechnungen nach diesem Vertrag erfolgen grundsätzlich bezogen auf das Kalenderjahr. Soweit Laufzeiten dieses Vertrags zu Beginn oder Ende nicht mit einem Kalenderjahr identisch sind, werden Abrechnungen für solche Teillaufzeiten anteilig nach Anzahl der auf das Kalenderjahr entfallenden Vertragsmonate vorgenommen (x/12).

§ 7 Vergütung des AN

Die Vergütung des AN setzt sich zusammen aus seiner Beteiligung am Einsparbetrag (Grundvergütung) und gegebenenfalls einem Baukostenzuschuss sowie einem Finanzierungsbeitrag.
Beteiligung am Einsparbetrag (Grundvergütung)
Der AN erhält während der Laufzeit dieses Vertrags pro Abrechnungszeitraum einen Anteil gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) des garantierten Einsparbetrags (§ 6 - 6.2) zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer (Grundvergütung). Die Einzelheiten ergeben sich aus den nachfolgenden Regelungen, insbesondere § 7 - 3 und § 8 dieses Vertrags.

Die Zahlung erfolgt ab dem Beginn der Garantiephase für den dann laufenden Abrechnungszeitraum auf Monate umgerechnet anteilig nachträglich. Die Zahlungen sind jeweils am letzten Monatstag des jeweiligen Monats auf einem vom AN benannten Konto eingehend fällig. Es handelt sich um monatliche Abschlagszahlungen auf die erst mit der Abrechnung eines Abrechnungszeitraums endgültig bestimmte Vergütung des AN.

Baukostenzuschuss und Finanzierungsbeitrag

[nicht zutreffenden Text bitte streichen und hinter der Überschrift „Entfällt“ eintragen]

Neben der Beteiligung am Einsparbetrag können AG und AN dann, wenn dies zur Finanzierung der gewünschten Leistungen des AN erforderlich ist, weitere Vergütungselemente vereinbaren, und zwar einen Baukostenzuschuss (§ 7 - 2.1) oder einen Finanzierungsbeitrag (§ 7 - 2.2).

§ 7 - 1.1 Baukostenzuschuss

Neben dem Einsparbetrag zahlt der AG einen Baukostenzuschuss gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) zuzüglich Umsatzsteuer.

Dieser Baukostenzuschuss wird durch Abschlagszahlungen und eine Schlusszahlung nach einem Zahlungsplan erbracht, der sich an den tatsächlichen Bautenständen orientiert. Der genaue Zahlungsplan wird zum Beginn der Umbauphase erarbeitet. Zur Bestimmung der Abschlagszahlung und der Schlusszahlung ist der tatsächlich erbrachte Leistungsstand maßgeblich, den der AN nachzuweisen hat. Bestehen zwischen dem AG und dem AN Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich des erreichten Leistungsstands, so kann dieser auf Antrag einer Vertragspartei durch einen dann gemeinsam zu beauftragenden öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen als Schiedsgutachter festgestellt werden. 

Können sich die Vertragsparteien nicht innerhalb einer Woche auf einen Schiedsgutachter einigen, so ist auf Antrag eines Beteiligten durch den Präsidenten der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer ein öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger als Schiedsgutachter zu bestimmen. Die Kosten des Schiedsgutachters sind von den Vertragsparteien in entsprechender Anwendung der §§ 91 ff. ZPO zu tragen.

§ 7 - 1.2 Finanzierungsbeitrag

Neben dem Einsparbeitrag zahlt der AG ab Beginn der Einsparverpflichtung (§ 14 - 2) bis Vertragsende pro Abrechnungszeitraum (§ 6 - 8) einen Finanzierungsbeitrag gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03).

Dieser Finanzierungsbeitrag ist auf Monate umgerechnet anteilig nachträglich zu zahlen. Die Zahlungen sind jeweils am letzten Monatstag des jeweiligen Monats auf einem vom AN benannten Konto eingehend fällig.

Unter- und Überschreiten der Einspargarantie

Der Anspruch des AN auf Zahlung der Grundvergütung (§ 7 - 1) setzt voraus, dass die vom AN versprochene Einspargarantie im betreffenden Abrechnungszeitraum unter Zugrundelegung des Berechnungsmodus des § 8 auch realisiert wird.

Kann der AN die Einspargarantie nicht einhalten, steht dem AG ein Rückzahlungsanspruch in entsprechender Höhe für den betreffenden Abrechnungszeitraum zu. Wird dagegen das garantierte Einsparergebnis übertroffen, wird der AN an diesem Mehrergebnis beteiligt. Wegen Einzelheiten wird auf die Regelung in § 8 - 6 verwiesen.

Vertragsstrafe

Treten während der Vertragsdauer Versorgungsstörungen auf und/oder weichen die Raumtemperatur um 1 K oder die übrigen festgelegten Raumkonditionen um mindestens 5 Prozent des Bezugswertes (z. B. % r.F.) in mindestens fünf Räumen für mehr als sechs Stunden an einem Tag aus vom AN zu vertretenden Gründen ab, hat der AG einen Anspruch auf Vertragsstrafe in Höhe von 0,5 Prozent der monatlichen Beteiligung des AN am Einsparbetrag (monatliche Grundvergütung). Dies gilt für jeden Fall einer solchen Nichteinhaltung vertraglicher Pflichten, maximal begrenzt auf 10 Prozent der monatlichen Beteiligung des AN am Einsparbetrag. Diese Vertragsstrafe wird in der Rechnung des AN ausgewiesen und reduziert entsprechend die Grundvergütung.

Der AG wird den AN über eine Nichteinhaltung der vertraglich vereinbarten Raumkonditionen gemäß Anlage 05 und über Versorgungsstörungen informieren und den Nachweis der Abweichung erbringen, sobald er hiervon Kenntnis erlangt. Der AN wird dafür sorgen, dass diesbezügliche Meldungen jederzeit von ihm entgegengenommen werden können. Wird der AN nach einer Meldung im Sinne von Satz 1 tätig, kann er den Ersatz der ihm durch die Reaktion auf die Störungsmeldung entstandenen Kosten vom AG verlangen, wenn die Versorgungsstörungen nicht aus von ihm instand zu setzenden Anlagen herrühren und/oder die vertraglich vereinbarten Komfortkonditionen gemäß Anlage 05 eingehalten sind.

Sollte die Versorgung der Liegenschaft(en) mit Nutzenergie (z. B. Wärme, Kälte, Strom aus KWK) vom AG aus vom AN zu vertretenden Gründen nicht zu dem vereinbarten Zeitpunkt aufgenommen werden können, ist dieser auf eigene Kosten zur Bereitstellung einer Ersatzversorgung bis zur Einsatzfähigkeit der Anlage verpflichtet. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, ist der AG zur Bereitstellung einer Ersatzversorgung auf Kosten des AN nach einer Ankündigungsfrist von 72 Stunden berechtigt.
§ 8 Berechnung des Einsparbetrags

[Hinweis: Werden im Vertragsobjekt auch andere Verfahren (außer Hauptzähler) zum Nachweis der Einsparungen zugelassen, wird empfohlen, den § 8 anzupassen. Weitere Informationen zu den Nachweisverfahren finden sich in den Praxishilfen unter www.kompetenzzentrum-contracting.de.]

Grundlagen der Berechnung

Der Einsparbetrag ist vom AN je Abrechnungszeitraum unter Außerachtlassung der gesetzlichen Umsatzsteuer nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen und unter Beachtung der in Anlage 08 aufgestellten Grundsätze und Berechnungsvorschriften zu berechnen. Die einzelnen Rechenschritte und Bezugsgrößen/Daten sind auf Nachfrage des AG zu erläutern.

Der AN verfolgt kontinuierlich den Energieverbrauch des Vertragsobjekts. Die Entwicklung der Verbrauchswerte ist mindestens halbjährlich in geeigneter Form (Tabellen/Diagramme) zu dokumentieren und dem AG nachzuweisen.

Der AG überlässt dem AN unaufgefordert laufend sämtliche für den jeweiligen Abrechnungszeitraum maßgeblichen Energielieferrechnungen, ferner die von ihm oder Dritten erfassten Energieverbrauchswerte als Bemessungsgrundlage. 
Der AN wird diese Werte mit den Basisreferenzdaten (Anlage 07) vergleichen.

Auf dieser Grundlage erfolgen nachstehende Berechnungen.

Unbereinigte Energiekosten

Der AN errechnet den auf den Abrechnungszeitraum bezogenen Jahresverbrauchswert und drückt diesen auf Basis der maßgeblichen Referenzpreise (Anlage 07) in Geld aus. Der so ermittelte Geldbetrag entspricht den unbereinigten Jahresenergiekosten eines Abrechnungszeitraums.

Einsatz Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)

Wird zusätzlich ein Blockheizkraftwerk (BHKW) eingesetzt, wird dessen Energiekosteneinsparung gemäß der Berechnungsvorschrift Baseline der Energiekosten und Einsparbetrag – einschließlich Sonderregelungen – (Anlage 08) ermittelt.

Bereinigung der unbereinigten Jahresenergiekosten

Die unbereinigten Jahresenergiekosten sind sodann wie folgt um Veränderungen der Basisdaten (Anlagen 06/06a) zu bereinigen:

§ 8 - 1.1 Änderung der Nutzung des Vertragsobjekts

Ausgangspunkt sind die in den Anlagen 06/06a beschriebenen Verhältnisse (Basisdaten). Ändern sich diese bei der Kalkulation zugrunde gelegten Nutzungsvoraussetzungen des Vertragsobjekts auf Veranlassung oder mit Duldung des AG, darf dies den AN weder belasten noch begünstigen. Die Nutzungsänderung ist unter Kostengesichtspunkten zu bewerten und die Jahresenergiekosten sind entsprechend zu bereinigen. Gleiches gilt auch für nur kurz andauernde Gegebenheiten (Sondernutzung).

§ 8 - 1.2 Änderung der Klimawerte

Der Heizenergieverbrauch des jeweiligen Abrechnungsjahres wird unter Zugrundelegung der im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannten Messstation des Deutschen Wetterdienstes mit der Gradtagzahl des Abrechnungsjahres auf die im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannte Gradtagzahl des Referenzzeitraums umgerechnet (Witterungsbereinigung).

§ 8 - 1.3 Durchführung oder Unterlassung von Bauunterhaltungsmaßnahmen

Energiekostenrelevante Effekte von Bauunterhaltungsmaßnahmen oder von vertragswidrig unterlassenen Bauunterhaltungsmaßnahmen durch den AG dürfen den AN weder belasten noch begünstigen. Die unbereinigten Jahresenergiekosten sind daher entsprechend § 8 - 4.1 zu bereinigen.

Bereinigte Jahresenergiekosten eines Abrechnungszeitraums

Unter Berücksichtigung der in § 8 - 4 genannten Bereinigungen ermittelt der AN aus den unbereinigten die bereinigten Jahresenergiekosten. Dieser Wert ist dem AG einschließlich der Abrechnungsunterlagen bis spätestens drei Monate nach Zugang sämtlicher für die Abrechnung erforderlichen Unterlagen (insbesondere Energieversorgerrechnungen) des maßgeblichen Abrechnungszeitraums zu übermitteln.

Umfang der Garantiehaftung des AN

§ 8 - 1.4 Ermittlungsgrundlage

Die Einhaltung des Garantieversprechens und damit die Beurteilung der Frage, ob dem AG nach Maßgabe des § 7 - 3 ein Minderungsanspruch oder dem AN eine Nachzahlung zusteht bzw. die Einspargarantie exakt erfüllt wurde, ist auf Grundlage der Abrechnungsunterlagen wie folgt zu ermitteln:

	
	Baseline der Energiekosten in € (Anlage 07)

	abzgl.
	Bereinigte Jahresenergiekosten in € (§ 8 - 5)

	=
	Tatsächlicher Einsparbetrag in €

	abzgl.
	Garantierter Einsparbetrag in € (§ 6 - 6.2)

	=
	Differenzbetrag des Abrechnungszeitraums in €


§ 8 - 1.5 Erfüllung des Garantieversprechens

Ist der Differenzbetrag gleich 0,00 €, hat der AN sein Garantieversprechen für den maßgeblichen Abrechnungszeitraum erfüllt. Er darf den im Voraus gezahlten Betrag (§ 7 - 1) somit endgültig einbehalten.

§ 8 - 1.6 Nichteinhaltung des Garantieversprechens

Ist der Differenzbetrag kleiner als 0,00 €, hat der AN sein Garantieversprechen für den maßgeblichen Abrechnungszeitraum in Höhe des negativen Saldos verfehlt und ist verpflichtet, dem AG den ermittelten negativen Saldo des betreffenden Vertragsjahres als Entschädigung für die Verfehlung des Garantieversprechens zuzüglich der darauf entfallenden Umsatzsteuer zu zahlen. Die sich ergebende Rückzahlung ist vier Wochen nach Vorlage der Abrechnung fällig.

§ 8 - 1.7 Bonusregelung für überobligatorische Leistung

Ist der Differenzbetrag größer als 0,00 €, erhält der AN im Wege der Nachzahlung den gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) benannten Anteil des Mehrbetrags zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. Die Nachzahlung ist vier Wochen nach Vorlage der Abrechnung fällig.

Mitwirkungspflichten des AG in der Leistungsphase

Der AG stellt – soweit erforderlich auch gegenüber den Nutzern des Vertragsobjekts – sicher und trägt Sorge dafür,

· dass die Vorgaben des AN zum Betrieb des Vertragsobjekts und der technischen Anlagen eingehalten bzw. umgesetzt werden.

· dass die vom AN an Anlagen mit energierelevanter Funktion vorgenommenen Installationen nicht geändert werden
· dass die vom AG oder einem vom ihm beauftragten Unternehmen vorgenommenen Änderungen von Einstellungen an Anlagen mit energierelevanter Funktion dem AN unverzüglich mitgeteilt werden
· dass dem AN alle zur Leistungsbewirkung erforderlichen Auskünfte erteilt sowie vorhandene Unterlagen überlassen werden und dass der AN im Rahmen der bei ihm betriebsüblichen Arbeitszeiten jederzeit Zutritt zum Vertragsobjekt hat; das Zutrittsrecht erstreckt sich auch auf Dritte im Sinne des § 4.

· dass dem AN jede Änderung der Nutzungsvoraussetzungen (Basisdaten der Erhebungsbögen, Anlage 06) des Vertragsobjekts vor deren Realisierung schriftlich mitgeteilt wird. Der AG wird den AN so rechtzeitig über anstehende Änderungen der Nutzungsvoraussetzungen informieren, dass eine Abstimmung mit den vom AN bereits durchgeführten Maßnahmen sowie eine Berücksichtigung in der laufenden Überwachung des Energieverbrauchs und der jährlichen Abrechnung gemäß § 8 - 1 möglich sind.
· dass bei Installationen des AN in verschlossenen Räumen, sofern sie in Funktionsflächen nach DIN 277 gehalten werden, Dritte, die nicht vom AN schriftlich autorisiert sind, keinen Zugriff auf diese Anlagen erhalten. Die Instandhaltung der haustechnischen Anlagen erfolgt in Abstimmung mit dem AN, soweit der AN diese nicht selbst schuldet.

· den AN bei der Herbeiführung etwa erforderlicher öffentlicher Genehmigungen oder Erlaubnisse nach besten Kräften zu unterstützen. Darüber bleiben hinsichtlich der Behördenentscheidung und der Ausübung eines bestehenden Ermessens die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und Gesetzbindung der Verwaltung unangetastet.

Bauunterhaltungsmaßnahmen

Bauunterhaltungsmaßnahmen, die nicht unter die Pflicht zur Instandhaltung nach § 6 - 7 fallen, veranlasst und trägt der AG. Die Partner gehen davon aus, dass der AN das Vertragsobjekt an Dach und Fach einschließlich der darin befindlichen Anlagen mit energierelevanter Funktion so übernimmt, wie es ausweislich der Erhebungsbögen (Anlagen 06/06a) steht und liegt (Ist-Zustand). Diesen Ist-Zustand in der aktualisierten Fassung nach Durchführung und Abnahme der vorbereitenden Leistungen des AN hat der AG ab Vertragsbeginn bis Vertragsende zu erhalten, soweit sich nicht aus der Pflichtenverteilung zur Instandhaltung (§ 6 - 7) etwas anderes ergibt.

Bauunterhaltungsmaßnahmen im hier verstandenen Sinne sind daher alle baulichen und sonstigen Maßnahmen, die der AG im vorgenannten Zeitraum auf eigene Rechnung und Kosten zur Erhaltung des Ist-Zustands aufzuwenden hat. Erhaltungsmaßnahmen in diesem Sinne müssen den jeweils maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen sowie einschlägigen technischen und bauphysikalischen Standards gerecht werden.

Modernisierungsmaßnahmen des AG

Dem AG bleibt es unbenommen, am Vertragsobjekt über die reine Bauunterhaltung im Sinne des § 8 - 8 hinausgehende Modernisierungsmaßnahmen durchzuführen. Dabei ist jedoch auf die Belange des AN Rücksicht zu nehmen. Die Modernisierungsmaßnahmen sollen den AN weder benachteiligen noch begünstigen. Der AG wird den AN so rechtzeitig über anstehende Modernisierungsmaßnahmen informieren, dass eine Abstimmung mit den vom AN bereits durchgeführten Maßnahmen möglich ist.

Finanziert der AG die Modernisierungsmaßnahme selbst, kommen ihm auch die damit einhergehenden Energiespareffekte zugute. Die Modernisierungsmaßnahme ist dann unter energetischen Gesichtspunkten zu bewerten und bei der Berechnung des Einsparbetrags zu berücksichtigen.

Der AN kann aus vergaberechtlichen Gründen nicht verlangen, dass ihm Modernisierungsmaßnahmen unmittelbar zur Ausführung übertragen werden. Jedoch steht es dem AN frei, sich insoweit an einem Vergabeverfahren zu beteiligen und ein Angebot abzugeben.

§ 9 Veräußerung der Gebäude, Rechtsnachfolge

Keine Veräußerungsbeschränkung

Dem AG bleibt es unbenommen, das Vertragsobjekt oder Teile davon an einen oder mehrere Dritte zu veräußern und sie diesen aufzulassen. Die Pflichten des AG aus diesem Vertrag werden dadurch nicht berührt. Soweit der AG dabei auch nach UrhG, PatentG oder MarkenG geschützte Rechte des AN überlässt, wird er im Veräußerungsvertrag in geeigneter Weise sicherstellen, dass der jeweilige Erwerber solche Schutzrechte in gleicher Weise achtet. Der AN wird den AG im Veräußerungsfall auf die einzelnen relevanten Schutzrechte hinweisen.

Vertragseintritt durch Erwerber des Vertragsobjekts

Die Partner können vereinbaren, dass der Erwerber des Vertragsobjekts in die vertraglichen Rechte und Pflichten des AG eintritt. Der AN wird einem entsprechenden Wunsch des AG nachkommen, wenn

· der eintrittswillige Erwerber nach freiem Ermessen des AN ausreichend Bonität genießt und

· ein kooperatives Verhalten erwarten lässt und

· keine gewichtigen Gründe des AN, seiner Gesellschafter sowie von mit diesen verbundenen Unternehmen entgegenstehen.

Entgegenstehende gewichtige Gründe sind anzunehmen, wenn der Erwerber oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen Wettbewerber des AN, eines seiner Gesellschafter oder eines mit diesen verbundenen Unternehmens ist.

Kommt es nicht zum Eintritt des Erwerbers, so können AG oder AN den Vertrag zum Zeitpunkt des Übergangs von Nutzen und Lasten auf den Erwerber kündigen. Die Erklärung einer solchen Kündigung muss spätestens zum Zeitpunkt des Übergangs von Nutzen und Lasten auf den Erwerber der anderen Vertragspartei zugehen. Hat der AG den AN nicht vor Übergang des Vertragsobjekts auf den Erwerber darüber informiert, so kann der AN eine solche Kündigung binnen eines Monats nach dem Zeitpunkt erklären, in dem er Kenntnis von dem Übergang erlangt hat.

Im Falle einer solchen Kündigung steht dem AN eine Entschädigungszahlung zu. Das bedeutet, dass der AG mit einer Einmalzahlung oder in jährlichen Raten eine Ausgleichszahlung zu leisten hat, die sich aus dem mittleren Vergütungsanspruch der Vorjahre und der verbleibenden Dauer der ursprünglich vereinbarten Garantiephase abzüglich der für diesen Zeitraum beim AN eingesparten Kosten für alle zu erbringenden Leistungen (z. B. Instandhaltung, Energiemanagement, Service usw.) gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) ergibt. Die Höhe der im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Vertrags monatlich ersparten Kosten ist bei Beginn der Garantiephase vom AN zu benennen und im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) einzutragen. Besteht die Vergütung des AN gemäß § § 7 - 2.2 neben der Beteiligung am Einsparbetrag auch aus einem Finanzierungsbeitrag, so ist dieser im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung vom AG unverändert bis zum ursprünglich vereinbarten Vertragsende weiter zu zahlen.

§ 10 Forfaitierung

Dem AN ist es gestattet, einen fixen Anteil der Vergütung (entsprechend § 7 - 1 dieses Erfolgsgarantie-Vertrags) zur Deckung der bei ihm im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrags anfallenden Investitionskosten an ein Finanzierungsunternehmen zu verkaufen.

Dieser Anteil der Grundvergütung hat den im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) genannten Wert, jedoch maximal monatlich das durch die Dauer der Garantiephase in Monaten geteilte Investitionsvolumen gemäß § 6 - 2.

Das Finanzierungsunternehmen wird dem AG die Abtretung anzeigen. Der AN erteilt dem Finanzierungs​unternehmen die Ermächtigung zur Anzeige der Abtretung. Bis auf Widerruf des Finanzierungsunternehmens ist der AG weiterhin verpflichtet, die an das Finanzierungsunternehmen abgetretenen Ansprüche an den AN zu leisten, der insoweit zum Inkasso bevollmächtigt ist. Der AG wird gegenüber dem Finanzierungsunternehmen in Bezug auf die verkauften Forderungen einen Einrede- und Einwendungsverzicht, bei Bedarf mit abstraktem Zahlungsversprechen, einschließlich des Verzichts auf die Einreden der Aufrechnung und Zurückbehaltung erklären.

Im Falle einer Forfaitierung wird eine separate Forfaitierungsvereinbarung geschlossen. Diese tritt mit der Abnahme, frühestens jedoch mit Beginn der Garantiephase in Kraft. Die Höhe und Fälligkeit der forfaitierten Zahlungen ergeben sich aus einem Zahlungsplan, der vor Abschluss der Forfaitierungsvereinbarung aufgestellt und dieser als Anlage beigefügt wird.
Rückzahlungsansprüche wegen Unterschreitens der Einspargarantie nach § 6 - 6.2 des Erfolgsgarantie-Vertrags wird der AG ausschließlich gegenüber dem AN, nicht aber gegenüber dem Finanzierungsunternehmen erheben. Der AG wird dem Finanzierungsunternehmen auf dessen Anforderung hin den genehmigten Haushaltsplan bzw. bei dessen Veröffentlichung die Mitteilung über die Fundstelle zur Verfügung stellen.

§ 11 Haftungsfragen

Schranken der vertraglichen Garantiehaftung des AN

Jegliche Haftung des AN aus der von ihm abgegebenen vertraglichen Einspargarantie (§ 6 - 6.2) ist auf die Sicherstellung des garantierten Einsparbetrags mit der sich aus § 8 - 6 einschließlich Unterpunkten ergebenden inhaltlichen Beschränkung begrenzt. Im Übrigen sind die Haftungs- und Mängelansprüche auf die Versicherungssummen gemäß § 12 beschränkt.

Für Schäden, die der AG durch eine vom AN zu vertretende verspätete Aufnahme, Unterbrechung oder Einschränkung von Versorgungsanlagen nach Anlage 09 (Pflichtenheft) erleidet, haftet der AN. Die Schadensminderungspflicht des AG bleibt hiervon unberührt. Auf Schadensersatzansprüche des AG wird eine etwaige Vertragsstrafe angerechnet.

Betriebsübergang gemäß § 613a BGB

Die Partner gehen davon aus, dass die Durchführung oder Veranlassung von Energiesparmaßnahmen seitens des AN grundsätzlich keinen Betriebsübergang im Sinne des § 613a BGB darstellt. Sollte im Einzelfall gleichwohl ein Gericht auf Anwendung des § 613a BGB erkennen, stellt der AG den AN oder ein mit ihm unmittelbar oder mittelbar verbundenes Unternehmen von allen wirtschaftlichen Folgen, die sich aus dem Übergang eines Arbeitsverhältnisses gemäß § 613a BGB ergeben, durch entsprechende Ausgleichszahlungen frei.

Verletzung von Mitwirkungspflichten durch den AG

Kommt der AG schuldhaft seinen vertraglichen oder gesetzlichen Mitwirkungspflichten nicht nach, ist er zum Ersatz des dem 
AN daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Besteht der Schaden in einer für den AN nachteiligen Entwicklung der Jahresenergiekosten (§ 8 - 2), kann der AN entsprechend der in § 8 - 4 geregelten Grundsätze eine ausgleichende Bereinigung der unbereinigten Jahresenergiekosten verlangen.

§ 12 Versicherungen des AN

Der AN schließt geeignete Versicherungen gegen Risiken ab, die im Zusammenhang mit diesem Vertrag entstehen können, und legt die Versicherungen dem AG vor.

Der AN verpflichtet sich, eine Betriebs-, Umwelt- und Produkthaftpflichtversicherung abzuschließen, die für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, Bauleistungsschäden sowie Schlüsselschäden Ersatzleistungen je Versicherungsfall in der im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) vorgesehenen Höhe vorsieht. Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Schadensereignisse eines Versicherungsjahres darf auf das Doppelte der oben genannten Deckungssummen begrenzt sein.

Der AN hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes für die vorgenannte Haftpflicht keinen Anspruch auf Leistungen des AG. Der AG kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen.

Der AN ist verpflichtet, die Haftpflichtversicherung im bestätigten Umfang während der gesamten Vertragsdauer aufrechtzuerhalten. Er hat dies dem AG auf dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen.

Der AN ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht.

§ 13 Abnahme, Gefahr- und Eigentumsübergang
§ 13 - 1 Abnahme

Sämtliche nach diesem Vertrag vom AN durchzuführenden Maßnahmen bedürfen, gleich ob es sich um Bau-, Werk- oder sonstige Leistungen handelt, der Abnahme durch den AG. Bei Bauleistungen erfolgt stets eine förmliche Abnahme nach VOB/B. Es ist das Abnahmeformular des Vergabe- und Vertragshandbuchs für Baumaßnahmen des Bundes (VHB Bund) anzuwenden.

Technische und sonstige Maßnahmen sowie Wärmeschutzmaßnahmen des AN gemäß Anlage 09 (Pflichtenheft) und Anlage 10 (Planungsunterlagen) sind grundsätzlich erst nach vollständiger und mangelfreier Bewirkung vom AG abzunehmen. Maßgebend für den jeweiligen Leistungsumfang sind die in den betreffenden Planungsunterlagen nebst ihren Anhängen (Anlage 10) festgelegten Leistungsinhalte. Über vorherige Teilabnahmen verständigen sich die Parteien einvernehmlich. Durch die Teilabnahme gehen die Gefahr und das Eigentum auf den AG über (§ 13 - 2 und § 13 - 3) und der AN wird zur Instandhaltung verpflichtet (§ 6 - 7).

Weitere Maßnahmen, die der AN zusätzlich in der Garantiephase erbringt, sind vom AG einen Monat nach vollständiger und mangelfreier Fertigstellung abzunehmen. Maßgebend für den jeweiligen Leistungsumfang sind die in den betreffenden Planungsunterlagen nebst ihren Anhängen (Anlage 10) sowie im Pflichtenheft (Anlage 09) festgelegten Leistungsinhalte.

Gefahrübergang

Die Gefahr an vom AN erbrachten Energiesparmaßnahmen geht mit Bewirkung der Abnahme auf den AG über.

Eigentumsübergang

Das Eigentum an technischen Anlagen/Geräten/Sachen einschließlich der gemäß Anlage 09 (Pflichtenheft) für die Wärmeschutzmaßnahmen eingebrachten Baustoffe und Bauteile, die der AN im Wege der geschuldeten Maßnahmen entweder anliefert oder sonst in das Vertragsobjekt einbringt, geht spätestens mit Abnahme der Leistung auf den AG über, soweit sich nicht aus § 946 BGB etwas anderes ergibt.

§ 14 Vertragsbeginn, Beginn der Garantiephase, Vertragsende

Vertragsbeginn

Dieser Vertrag nebst seiner Anlagen tritt (mit Ausnahme der Sonderregelung für die Einspargarantie in § 14 - 2) mit Unterzeichnung in Kraft.

Beginn der Garantiephase

Die Garantiephase (§ 6 - 6.2) tritt mit Fertigstellung, Inbetriebnahme und Abnahme der Gesamtheit der in der Umbauphase erbrachten vorbereitenden Leistungen des AN (§ 6 - 1) in Kraft; sie endet mit Vertragsende. Den Abnahmezeitpunkt legen die Partner einvernehmlich fest. Unabhängig davon beginnt die Garantiephase spätestens zu dem im Vertragsdatenblatt genannten Zeitpunkt (Anlage 03). Kommt es in der Umbauphase zu Verzögerungen, die der AG zu vertreten hat und die der 
AN unverzüglich angezeigt hat, verschiebt sich der Beginn der Garantiephase um die Länge des vom AG zu vertretenden Verzögerungszeitraums.

Vertragsende

Der Vertrag endet mit Ablauf von der im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) benannten Anzahl von Monaten nach Beginn der Garantiephase, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

§ 15 Kündigung und Vertragsbeendigung

Ordentliche Kündigung

Die ordentliche Kündigung vor Vertragsende ist für beide Seiten ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

Außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund

Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt für beide Partner unberührt. Für die außerordentlichen Kündigung gelten die Grundsätze der Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB analog. Soweit die außerordentliche Kündigung gemäß nachfolgenden Bestimmungen einer vorherigen Fristsetzung mit Kündigungsandrohung bedarf, entspricht der Ablauf der Nachfrist dem Zeitpunkt der Kenntniserlangung des § 626 BGB.

Ein wichtiger Grund ist für den AG unter anderem gegeben, wenn der AN schuldhaft trotz einschlägiger Abmahnung mit Fristsetzung und Kündigungsandrohung durch sein Verhalten derart grob gegen die das gesamte Vertragswerk tragenden Prinzipien verstößt, dass dem AG nach Treu und Glauben ein Festhalten am Vertrag bis zu dessen Ende nicht zugemutet werden kann.

Ein wichtiger Grund ist für den AN unter anderem gegeben, wenn der AG schuldhaft

· die vertraglich geschuldete Vergütung auch nach Ablauf einer mit Kündigungsandrohung gesetzten Nachfrist nicht gezahlt hat oder

· einem vom AN nach § 11 - 2 geltend gemachten Freistellungsverlangen auch nach Setzung einer angemessenen Nachfrist mit Kündigungsandrohung nicht bis zum Ablauf der Nachfrist zustimmt oder

· trotz einschlägiger Abmahnung mit Fristsetzung und Kündigungsandrohung durch sein sonstiges Verhalten derart grob gegen die das gesamte Vertragswerk tragenden Prinzipien verstößt, dass dem AN nach Treu und Glauben ein Festhalten am Vertrag bis zu dessen Ende nicht zugemutet werden kann.

Stilllegung des Vertragsobjekts

Dem AG bleibt es jederzeit unbenommen, das Vertragsobjekt ganz oder teilweise stillzulegen und den Vertrag zum Stilllegungszeitpunkt vorzeitig zu kündigen, wenn und soweit dem AN dadurch keine wirtschaftlichen Nachteile entstehen. Das bedeutet, dass der AG mit einer Einmalzahlung oder in jährlichen Raten eine Ausgleichszahlung zu leisten hat, die sich aus dem mittleren Vergütungsanspruch der Vorjahre und der verbleibenden Dauer der ursprünglich vereinbarten Garantiephase abzüglich der für diesen Zeitraum beim AN eingesparten Kosten für alle zu erbringenden Leistungen (z. B. Instandhaltung, Energiemanagement, Service usw.) gemäß Vertragsdatenblatt (Anlage 03) ergibt. Die Höhe der im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Vertrags monatlich ersparten Kosten ist bei Beginn der Garantiephase vom AN zu benennen und im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) einzutragen. Besteht die Vergütung des AN gemäß § 7 - 2.2 neben der Beteiligung am Einsparbetrag auch aus einem Finanzierungsbeitrag, so ist dieser im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung vom AG unverändert bis zum ursprünglich vereinbarten Vertragsende weiter zu zahlen.

Schriftform

Kündigungserklärungen sowie Nachfristsetzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform und sind ausschließlich an die jeweilige Zustelladresse (§ 3) zu richten.

Schadensersatz

Stellt der zur fristlosen Kündigung berechtigende Grund zugleich ein vertragswidriges Verhalten des anderen Partners dar, so hat der Kündigende entsprechend § 628 Abs. 2 BGB Anspruch auf Schadensersatz. Sonstige sich aus dem Gesetz oder der VOB/B für den Fall vorzeitiger Vertragsbeendigung ergebende Ansprüche bleiben davon unberührt.

§ 16 Sicherheitsleistungen

[Zutreffendes ankreuzen]

	
	Entfällt

	
	Es sind folgende Sicherheitsleistungen zu erbringen:


Zur Sicherstellung der Einspargarantie (§ 6 - 6.2) und der sich daraus möglicherweise ergebenden Ausgleichs​pflichten (§ 11 - 1 i.V.m. § 8 - 6) übergibt der AN dem AG mit Beginn der Garantiephase eine Vertragserfüllungs​bürgschaft in Höhe von 5 Prozent des vom AN über die gesamte Vertragslaufzeit garantierten Einsparbetrags (Garantiegesamtwert).
Der AN stimmt einer Erhöhung der Vertragserfüllungsbürgschaft auf 10 Prozent des Garantiegesamtwerts zu und übergibt eine entsprechende Sicherheit, wenn der AN gemäß § 10 einen Anteil an der Grundvergütung an ein Finanzierungsunternehmen verkauft. Der AN hat die Sicherheit spätestens 10 Tage vor Beginn der Garantiephase (§ 14 - 2) zu übergeben.

Der Bürge muss ein in der europäischen Gemeinschaft zugelassenes Kreditinstitut oder ein dort zugelassener Kreditversicherer sein. Die Bürgschaftserklärung muss unbefristet, schriftlich und unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage und der Anfechtbarkeit (§§ 771, 770 BGB) abgegeben werden. Das Recht zur Hinterlegung muss ausgeschlossen sein. Ferner muss der Bürge erklären, dass für Streitigkeiten aus einer solchen Bürgschaft ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung findet und Gerichtsstand der Sitz des AG ist. Weiter hat er zu erklären, dass die Bürgschaftsforderung nicht vor der gesicherten Hauptforderung verjährt.

Der unter Absatz 1 genannte Betrag reduziert sich nach jeder Abrechnung auf den entsprechenden Anteil am Garantiegesamtwert der künftigen Abrechnungszeiträume der Garantiephase, sofern der AN seine etwaigen Ausgleichszahlungsverpflichtungen aus dem vergangenen Abrechnungszeitraum erfüllt hat.

Die Bürgschaft ist jeweils durch den AN gegen eine Bürgschaft in entsprechender Höhe auszutauschen. Die letzte Bürgschaft ist, soweit sie nicht verwertet wurde oder verwertet werden kann, nach erfolgter Abrechnung des letzten Abrechnungszeitraums an den AN herausgegeben, soweit der AN allen etwaigen Zahlungspflichten nachgekommen ist und alle etwa aufgetretenen Mängel ordnungsgemäß behoben sind.

§ 17 Geheimhaltung

Die Vertragspartner verpflichten sich, über alle ihnen im Zusammenhang mit diesem Vertrag zugänglichen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des anderen Partners, auch über das Ende der Vertragszeit hinaus, Stillschweigen zu bewahren und sie nicht an Dritte weiterzugeben.

§ 18 Mediation, Gerichtsstand, Rechtsstatut

Im Falle der Nichteinigung über den Inhalt oder eine von einer Vertragspartei gewünschte Anpassung des vorliegenden Vertrags hat jede Partei Anspruch auf Einschaltung eines externen Mediators. Gleiches gilt, wenn sich der Meinungsgegensatz auf tatsächliche Fragen und Sachverhalte im Zusammenhang mit der Abwicklung des Vertrags bezieht, wie zum Beispiel Unstimmigkeiten bei Nachweisen oder Abrechnungen. Wenn tatsächliche Fragen, technische Sachverhalte oder Berechnungsverfahren ausgewiesene Fachkenntnisse erfordern, ist dies bei der Auswahl des Mediators zu berücksichtigen.

Wünscht eine Vertragspartei die Einschaltung eines Mediators, so hat die jeweilige Vertragspartei dies der anderen Vertragspartei schriftlich mitzuteilen. AG und AN einigen sich in einem Zeitraum von einem Monat nach Zugang der Mitteilung auf einen Mediator. Die Kosten des Mediators werden zu gleichen Teilen zwischen den Vertragsparteien aufgeteilt.

Sollte eine Verständigung auf einen Mediator nicht zustande kommen, so ist jede Vertragspartei berechtigt, den Präsidenten der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer um Benennung zu ersuchen.

Die Parteien sind verpflichtet, die andere Partei in den oben genannten Fällen vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens schriftlich über den Streitgegenstand zu informieren und aufzufordern, innerhalb von zwei Wochen zu erklären, ob sie die Einleitung eines Mediationsverfahrens wünscht. Ist dies der Fall, wird das Mediationsverfahren nach den vorgenannten Regelungen durchgeführt.

Verzichtet die andere Partei auf die Durchführung einer Mediation oder erklärt sie ihren Wunsch nicht innerhalb der gesetzten Frist oder kann bei eingeleitetem Mediationsverfahren eine Einigung nicht innerhalb von drei Monaten ab Ernennung des Mediators erzielt werden, steht beiden Vertragsparteien der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten offen. Die jederzeitige Möglichkeit zur Durchführung gerichtlicher Eilverfahren bleibt unberührt.

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag nebst seinen Anlagen sowie sich daraus ergebenden Folgeansprüchen ist im Vertragsdatenblatt (Anlage 03) bestimmt.

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

§ 19 Schlussbestimmungen

Teilunwirksamkeit

Ist oder wird eine Bestimmung dieses Vertrags nebst seinen Anlagen unwirksam, bleiben die übrigen Bestimmungen wirksam.

Salvatorische Klausel

Ist oder wird eine Bestimmung dieses Vertrags nebst seinen Anlagen unwirksam oder wird nachträglich eine Regelungslücke offenbar, werden die Partner anstelle der unwirksamen oder fehlenden Regelung einvernehmlich eine solche vereinbaren, die der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich am nächsten kommt, oder die sie – im Falle der Vertragslücke – unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck des gesamten Vertragswerks nach Treu und Glauben vereinbart haben würden, wäre ihnen die Vertragslücke offenbar gewesen.

Publikation

Dem AN ist es nur nach vorheriger Freigabe der Informationen durch den AG erlaubt, dieses Projekt als Referenzprojekt werbend zu publizieren. Insbesondere müssen Lichtbilder des Vertragsobjekts bzw. dort erbrachter Leistungen vor einer Veröffentlichung vom AG freigegeben werden.

Nebenabreden

Sonstige über diesen Vertrag nebst seinen Anlagen hinausgehende oder hiervon abweichende Zusatzabreden sind nicht getroffen.

Schriftform

Änderungen am Vertrag haben schriftlich zu erfolgen, ebenso Änderungen dieses Schriftformerfordernisses.

§ 20 Anlagen zum Vertrag
Alle diesem Vertrag beigefügten Anlagen nebst Anhängen

	Anlage 01
	Vertragsobjekt (Liegenschaftsliste)
	

	Anlage 02
	Projektverantwortliche
	

	Anlage 03
	Vertragsdatenblatt
	

	Anlage 04
	Investitionsstruktur
	

	Anlage 05
	Raumkonditionen
	

	Anlage 06
	Erhebungsbögen zur Bestandsaufnahme
	

	Anlage 06a
	Gegebenenfalls geänderte Erhebungsbögen, zu Vertragsbeginn unbesetzt
	

	Anlage 07
	Baseline der Energiekosten (inklusive Referenzpreisen)
	

	Anlage 08
	Berechnungsvorschrift Baseline der Energiekosten und Einsparbetrag
	

	Anlage 09
	Pflichtenheft Wärmeschutz und technische Maßnahmen 
	[streichen, falls keine Pflicht​maßnahmen benannt sind]

	Anlage 10
	Planungsunterlagen (Muster)
	

	Anlage 11
	Forfaitierungsvereinbarung, zu Vertragsbeginn gegebenenfalls unbesetzt
	

	Anlage 12
	Hinweise zur Vergabe
	

	Anlage 13
	Grobanalyse (wird im Zuge einer zweistufigen Vertragsabwicklung nach der Feinanalyse zur Anlage 13a)
	

	Anlage 13b
	Feinanalyse (wird ergänzt im Zuge einer zweistufigen Vertragsabwicklung)
	[streichen, falls 
einstufiges Verfahren]

	Anlage 14
	Protokolle der Verhandlungsgespräche
	


sind Vertragsbestandteile.

Die VOB/B in der zum Vertragsabschluss gültigen Fassung ist Vertragsbestandteil, soweit Bauleistungen erbracht werden und die Besonderheiten des Energiespar-Contractings eine Anwendung der VOB/B zulassen.
	
	, den
	
	
	
	, den
	

	Für den AG:
	
	
	
	Für den AN:
	
	

	(Stempel / Dienstsiegel und rechtsverbindliche Unterschrift)
	
	(Firmenstempel und rechtsverbindliche Unterschrift)
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Bearbeitungshinweis: Dieses Musterdokument stellt keine abschließende Regelung dar, weil Besonderheiten des Einzelfalls oder die Rechtsentwicklung eine andere Gestaltung notwendig machen können. Sie ersetzen insbesondere nicht die Rechtsberatung im konkreten Einzelfall. Falls Sie einen maßgeschneiderten Vertrag bzw. Dokument im Vergabeverfahren benötigen, sollten Sie sich durch einen Rechtsanwalt Ihres Vertrauens beraten lassen.
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